[image: image1.jpg]T Ut







BI „Gegen Deichrückbau im Inselnorden“, 17449 Karlshagen





Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz Mecklenburg-Vorpommern


Herrn Minister Dr. Till Backhaus 


19048 Schwerin








 B Ü R G E R I N I T I A T I V E


Gegen Deichrückbau im Inselnorden e.V.





c/o Dr. Rainer Höll


Dünenstraße 14


17449 Ostseebad Karlshagen


Tel.: 038371 / 55443, Fax: 038371 / 26657


nordlichtverlag@web.de








Sehr geehrter Herr Minister Dr. Backhaus,





Sie werden verstehen, dass Ihre Antwort vom 23. 6. für uns nicht zufriedenstellend ist.





Die Aussagen zum Hochwasserschutz enthalten eine wesentliche Unsicherheit, die mit dem Mee-resspiegelanstieg zusammenhängt. Kaum jemand kann heute behaupten, eine ausreichende Sicherheit gegen Hochwasser zu haben, wie es in 100 Jahren auftreten kann. Dann wird aber ein vorhandener Deich, dessen Höhe dem Meeresspiegelanstieg problemlos angepasst werden kann, mehr Sicherheit bieten als z.B. ein Deichende in der Ortschaft Karlshagen. Im aktuellen Regelwerk Küstenschutz des Landes MV ist außerdem formuliert, dass das gegenwärtige Bemessungshoch-wasser „keine klimawandelinduzierte Beschleunigung des Meeresspiegelanstiegs“ berücksichtigt (S. 48). 


Leider haben Sie die Informationen, die Sie im Gespräch von Herrn Rudi Kampa über die Gefahren der Munitionsreste bekommen haben, in Ihrer Reaktion völlig unberücksichtigt gelassen.





Zwischenzeitlich haben wir außerdem der Presse entnehmen können, dass aus unserer Sicht durchaus Alternativflächen in Betracht kommen, die z.B. vom LUNG der Firma Nordstream erst 2008 am Peenemünder Haken zugewiesen wurden und nur zum Teil genutzt werden sollen.





Die von Ihnen angekündigte Verbesserung der Information seitens des Vorhabensträgers können wir nicht feststellen. 





Die gegenwärtige Situation fassen wir aus unserer Sicht unverändert wie folgt zusammen.


Das Projekt ist „Landeswille“, die Fläche wurde dem Vorhabensträger vom Land zugewiesen. Also kann nach Lage der Dinge das Land dieses Projekt aus gewichtigen Gründen auch wieder zurück-ziehen und nicht dem Vorhabensträger die alleinige Verantwortung dafür überlassen. 





Solche gewichtigen Gründe im Bereich Hochwasserschutz haben wir Ihnen ausführlich dargelegt. Die Gefahren im Zusammenhang mit der Munitionsbelastung sind nach Aussage von Herrn Kampa schon alleine ein Ausschlussgrund. Der politische Wille der ansässigen Bevölkerung und ihrer demokratisch gewählten Gremien ist klar dagegen. 





Deshalb erneuern wir unsere Forderungen:


1. Vorhabensträger und Landesregierung akzeptieren die sachlichen Gegenargumente und den sich darauf gründenden politischen Willen der Bevölkerung durch Aussetzen des gegenwärtigen Genehmigungsverfahrens, welches außerdem durch die in der Presse enthüllten Beeinflussungs-versuche seitens des Vorhabensträgers und der Landesregierung keinen fairen Verlauf erwarten lässt.


2. Die Suche nach praktikablen Alternativflächen für Investoren auf dem EWN-Gelände ist gezielt fortzusetzen. Dabei können Sie auf die Unterstützung der Bevölkerung und unserer BI setzen.





Mit freundlichen Grüßen


�


Dr. Rainer Höll


1. Vorsitzender











Karlshagen, 23. Juli 2009











